
 

 

 

AUFFORDERUNG ZUR STELLUNGNAHME 

ZU EINER INITIATIVE (ohne Folgenabschätzung) 

BEZEICHNUNG DER INITIATIVE EU-Strategie für die Zivilgesellschaft  

FEDERFÜHRENDE GD – 

ZUSTÄNDIGES REFERAT  
GD Justiz und Verbraucher – Referat C.2 

VORAUSSICHTLICHE ART DER 

INITIATIVE 
Nichtlegislative Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den 
Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der 
Regionen  

VORLÄUFIGER ZEITPLAN 3. Quartal 2025 

WEITERE ANGABEN Im Arbeitsprogramm der Kommission für 2025 angekündigte neue Initiative: 

Dieses Dokument dient nur der Information. Es greift der abschließenden Entscheidung der Kommission über die 
Weiterverfolgung dieser Initiative oder über deren endgültigen Inhalt nicht vor. Alle Aspekte der in diesem Dokument 
beschriebenen Initiative, einschließlich ihres zeitlichen Ablaufs können sich ändern. 

 

A. Politischer Kontext, Problemstellung und Subsidiaritätsprüfung 

Politischer Kontext  

Organisationen der Zivilgesellschaft, einschließlich Menschenrechtsverteidiger, nehmen in unserer Gesellschaft 
unterschiedliche Aufgaben wahr. Sie sind in mehreren Bereichen tätig, darunter Sensibilisierung, Bildung, 
Unterstützung, Dienstleistungen, Überwachung der Politik und Interessenvertretung. Häufig sind sie mit der 
Umsetzung von EU-Recht und EU-Maßnahmen vor Ort betraut. Sie stärken den sozialen Zusammenhalt und die 
Vorsorge, erhöhen die Wirksamkeit politischer Maßnahmen und verschaffen betroffenen Gemeinschaften Gehör. 
Sie spielen auch im System der demokratischen Gewaltenteilung und der Förderung und Verteidigung der 
Werte der EU eine entscheidende Rolle. 

Die Kommission nutzt ein umfassendes Instrumentarium, um Organisationen der Zivilgesellschaft zu 
unterstützen und einzubeziehen. Neben Dialogen in zahlreichen Politikbereichen und den Konsultationskanälen 
für eine bessere Rechtsetzung können sich diese Organisationen regelmäßig an einer Vielzahl von 
Expertengruppen der Kommission beteiligen. So stehen allen Interessenträgern umfassende Instrumente und 
Möglichkeiten zur Verfügung, um während des gesamten Politikgestaltungszyklus einen Platz am Tisch zu haben. 
Dem Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss kommt eine Schlüsselrolle bei der Zusammenarbeit mit der 
Zivilgesellschaft zu.  

Alle Organisationen der Zivilgesellschaft benötigen günstige Rahmenbedingungen, die es ihnen ermöglichen, 
sich sinnvoll einzubringen und weitere Unterstützung zu erhalten, damit sie ihre Arbeit verrichten und zur EU-
Politik beitragen können. Sie sollten in der Lage sein, ihre Tätigkeiten ohne Einmischung auszuüben. Die EU sollte 
sich für die Förderung und den Schutz des zivilgesellschaftlichen Raums und der darin tätigen Akteure 
einsetzen. 

Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen betonte in ihren politischen Leitlinien für 2024-2029, dass die EU 
verstärkt mit Organisationen der Zivilgesellschaft zusammenarbeiten und sie umfassender schützen muss 
und bekräftigte dies in ihrem Mandatsschreiben an den Kommissar für Demokratie, Justiz, Rechtsstaatlichkeit und 
Verbraucherschutz.  

Die EU-Strategie für die Zivilgesellschaft baut auf dieser politischen Verpflichtung und auf der Empfehlung 
(EU) 2023/2836 zur Förderung der Mitwirkung und der wirksamen Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern und 
Organisationen der Zivilgesellschaft an politischen Entscheidungsprozessen auf, die als Teil des Pakets zur 
Verteidigung der Demokratie angenommen wurde.  

Gegenstand der Initiative  

In der Strategie wird ein Aktionsrahmen auf EU-Ebene und auf der Ebene der Mitgliedstaaten vorgeschlagen 
werden. Ihr Hauptziel besteht darin, die sinnvolle Zusammenarbeit mit und den Schutz von Organisationen 
der Zivilgesellschaft, die an einem breiten Spektrum von EU-Maßnahmen arbeiten, zu stärken. Mit der Strategie 
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wird auf mehrere Forderungen – insbesondere vom Europäischen Parlament und von Organisationen der 
Zivilgesellschaft selbst – nach einer umfassenden EU-Strategie reagiert, mit der dieses Ziel verfolgt wird. 

Aktuelle Erkenntnisse zeigen, dass der zivilgesellschaftliche Handlungsspielraum für Organisationen der 
Zivilgesellschaft und Menschenrechtsverteidiger, die die Werte der EU fördern und schützen, schrumpft – daher 
sollen in der Strategie auch zielgerichtete Maßnahmen für die Unterstützung, den Schutz und die Stärkung 
zivilgesellschaftlicher Akteure, die in diesen Bereichen tätig sind, vorgeschlagen werden. Die bestehenden 
Hindernisse werden im Bericht über die Anwendung der Charta der Grundrechte aus dem Jahr 2022, in einem 
Bericht des Ausschusses für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres des Europäischen Parlaments aus 
demselben Jahr und in den Berichten der Kommission über die Rechtsstaatlichkeit dargelegt. Im Grundrechte-
Bericht 2024 der Agentur der Europäischen Union für Grundrechte (FRA) wird außerdem konkret festgestellt, dass 
Wege für konstruktive Konsultationen insbesondere auf nationaler Ebene fehlen, und dass sich die 
Rahmenbedingungen für Organisationen der Zivilgesellschaft, die sich für die Werte der EU einsetzen, 
verschlechtert haben. Drei Viertel der befragten Organisationen berichteten über Hindernisse bei der 
Ausübung ihrer Tätigkeiten zum Schutz der Menschenrechte und der Rechtsstaatlichkeit. Dazu zählten:  

• negative Medienberichte und -kampagnen, 

• verbale Angriffe oder Belästigung im Internet, 

• vermutete Überwachung, 

• strategische Klagen gegen öffentliche Beteiligung (sogenannte SLAPP-Klagen) und  

• Androhungen von Klagen und physische Bedrohungen.  

Darüber hinaus gaben die Organisationen Schwierigkeiten bei der Sicherung einer langfristigen, 
zuverlässigen und transparenten Finanzierung an, durch die sie ihre Unabhängigkeit wahren könnten.  

Grundlage für das Tätigwerden der EU (Rechtsgrundlage und Subsidiaritätsprüfung)  

Die Förderung einer wirksamen Zusammenarbeit mit Organisationen der Zivilgesellschaft und die 
Gewährleistung ihres Schutzes auf allen Ebenen bringen Herausforderungen mit sich, die nicht durch Ad-hoc- 
oder nationale bzw. lokale Maßnahmen allein bewältigt werden können, da sie bereichsübergreifend sind.  

Da die EU und ihre Mitgliedstaaten vor ähnlichen Herausforderungen stehen, sind nur koordinierte Maßnahmen 
wirksam und effizient.  

Im Rahmen der Strategie werden daher vorhandene Erkenntnisse und bestehende Maßnahmen herangezogen, 
um einen gestrafften Ansatz zu schaffen und sicherzustellen, dass die Maßnahmen der EU und der 
Mitgliedstaaten innerhalb eines gemeinsamen Rahmens umgesetzt werden.  

Das Tätigwerden der EU wird sich auf die Zusammenarbeit mit Organisationen der Zivilgesellschaft sowie auf 
deren Schutz und Unterstützung konzentrieren. Es wird gezielte Maßnahmen zur Unterstützung, zum Schutz und 
zur Stärkung derjenigen Organisationen umfassen, die bei der Gewaltenteilung unserer Demokratien eine wichtige 
Funktion übernehmen und sich aktiv für die Förderung und den Schutz der Werte der EU einsetzen. 

Rechtsgrundlage 

Entfällt 

Notwendigkeit eines Tätigwerdens der Union 

Die vorgeschlagene Initiative trägt dem Handlungsbedarf in der EU und in den Mitgliedstaaten Rechnung. Die 
Mitgliedstaaten spielen eine entscheidende Rolle bei der Förderung des Dialogs mit Organisationen der 
Zivilgesellschaft und beim Schutz des zivilgesellschaftlichen Raums auf nationaler und lokaler Ebene sowie 
direkt an der Basis. Zwar sind die Mitgliedstaaten in der Regel die erste Anlaufstelle und Ausgangspunkt für ein 
Tätigwerden in diesem Bereich, einige Maßnahmen erfordern allerdings einen koordinierten Ansatz der EU. 
Dazu gehört die Erleichterung der grenzüberschreitenden Tätigkeit zivilgesellschaftlicher Organisationen 
innerhalb der EU. Daher ist ein gestraffter und kohärenter Aktionsrahmen in der gesamten EU erforderlich. In 
diesem sollten auch auf Ebene der EU und der Mitgliedstaaten gewonnene Erfahrungen bei der Unterstützung 
von Organisationen der Zivilgesellschaft in der ganzen Welt berücksichtigt werden. 

B. Zweck und Ansatz der Initiative  

Die EU-Strategie für die Zivilgesellschaft erkennt die Bedeutung der Arbeit von Organisationen der 
Zivilgesellschaft für den Erfolg der EU-Politik an und wird einen Aktionsrahmen auf EU- und nationaler Ebene 
schaffen. Ihre wichtigsten Ziele auf EU-Ebene werden darin bestehen, den Dialog mit Organisationen der 
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Zivilgesellschaft zu fördern, damit diese wirksam in die Ausarbeitung und Umsetzung von EU-Maßnahmen 
einbezogen werden können, und ihnen mithilfe eines gesamtgesellschaftlichen Ansatzes die Unterstützung und 
den Schutz zu bieten, die sie für ihre Arbeit benötigen. 

Was das Tätigwerden der EU betrifft, so sollen mit der Strategie bestehende EU-Mechanismen für eine sinnvolle 
Einbeziehung und Unterstützung systematisiert, verbessert und gleichzeitig transparenter werden. Es werden 
insbesondere die bereits bestehenden institutionellen Mechanismen des Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschusses ergänzt. Außerdem wird den Grundsätzen der Transparenz und Rechenschaftspflicht 
Rechnung getragen, die sowohl für die Zusammenarbeit mit Organisationen der Zivilgesellschaft als auch für 
Akteure der Zivilgesellschaft selbst von Bedeutung sind, insbesondere im Hinblick auf die Wahrung der Werte der 
EU bei der Durchführung von EU-Programmen. Folglich bietet die Strategie einen koordinierten Ansatz für 
bestimmte Herausforderungen, mit denen Organisationen der Zivilgesellschaft konfrontiert sind.  

Was nationale Maßnahmen betrifft, so wird mit der Strategie die Umsetzung der Empfehlung über 
Bürgerbeteiligung von 2023 weiterverfolgt, in der die Mitgliedstaaten aufgefordert werden, Mechanismen für die 
wirksame Beteiligung und den Schutz von Organisationen der Zivilgesellschaft einzurichten. Sie wird auch 
ähnliche Mechanismen auf EU-Ebene vorsehen, wobei die bestehenden Bemühungen im Kontext der 
außenpolitischen Arbeit der EU berücksichtigt werden. 

Die Strategie wird gezielte Maßnahmen zur Unterstützung, zum Schutz und zur Stärkung jener Organisationen 
der Zivilgesellschaft und Menschenrechtsverteidiger umfassen, die bei der Gewaltenteilung unserer 
Demokratien eine wichtige Funktion übernehmen und die Werte der EU aktiv fördern und schützen. 

Diese Akteure stehen vor besonderen Herausforderungen, vor allem in Bezug auf: i) Schutz, ii) fehlende 
nachhaltige, flexible und transparente Finanzierung und iii) Schwierigkeiten bei der Zusammenarbeit mit 
Behörden, insbesondere in Bereichen, die die Rechtsstaatlichkeit, die Demokratie und die Grundrechte betreffen. 
In der Strategie werden Initiativen zur Förderung günstiger Rahmenbedingungen mit Maßnahmen auf EU-Ebene 
vorgeschlagen, um zu verhindern, dass der zivilgesellschaftliche Raum schrumpft. Außerdem werden 
Maßnahmen für einen besseren Dialog zwischen Behörden und Organisationen der Zivilgesellschaft zu 
Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und damit zusammenhängenden Themen vorgeschlagen. Auf EU-Ebene wird 
dies auch die Beteiligung über eine Plattform der Zivilgesellschaft umfassen.  

Voraussichtliche Auswirkungen 

Die Strategie dürfte dank einer wirksameren und offeneren Beteiligung der genannten Akteure an den 
Entscheidungsprozessen der EU und der Mitgliedstaaten positive soziale Auswirkungen haben. Eine stärkere 
Koordinierung der Maßnahmen und strukturierte Mechanismen auf EU- und nationaler Ebene werden auch dazu 
beitragen, die Herausforderungen im Bereich des zivilgesellschaftlichen Raums systematischer anzugehen. Dies 
wiederum wird Gleichstellung, Inklusion und das Vertrauen in die öffentliche Entscheidungsfindung fördern. 

Durch die Unterstützung von Organisationen der Zivilgesellschaft wird mit der Strategie auch der Schutz der 
Grundrechte, der Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit gestärkt. Da ein kohärenter Schutzrahmen geschaffen 
wird, werden auch Schutzvorkehrungen für diejenigen Organisationen verbessert, die Bedrohungen und Angriffen 
ausgesetzt sind. Diese Vorkehrungen werden die Wahrung der Grundrechte der betroffenen Personen verbessern 
und sie in die Lage versetzen, sich besser für die Grundrechte anderer und die damit verbundenen Werte 
einzusetzen. Die Strategie wird die Rechenschaftspflicht ausbauen und sicherstellen, dass Organisationen der 
Zivilgesellschaft Zugang zu den erforderlichen Ressourcen und zu geeigneten Kanälen für den Dialog haben. 

Darüber hinaus wird durch die engere Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten eine gemeinsame Verantwortung 
beim Schutz von Organisationen der Zivilgesellschaft gefördert. Dadurch werden die demokratische Resilienz, 
kritisches Denken und das Vertrauen der Öffentlichkeit gestärkt, was letztlich der Gesellschaft insgesamt 
zugutekommen wird. Bei der Ausarbeitung der Strategie wird auch die externe Dimension berücksichtigt, um einen 
kohärenten und umfassenden Ansatz für die Zivilgesellschaft sicherzustellen und so die Kohärenz der internen 
und auswärtigen Politik zu fördern.   

Monitoringplan 

Der Beitrag der Strategie zum Schutz und zur Unterstützung von sowie zur Förderung der Zusammenarbeit mit 
Organisationen der Zivilgesellschaft kann durch verschiedene Mechanismen überwacht werden. Dazu gehören 
sektorspezifische Überwachungsmechanismen und in Bezug auf den zivilgesellschaftlichen Raum allgemein die 
Überwachung durch die FRA und die jährlichen Berichte der Kommission über die Rechtsstaatlichkeit, 
insbesondere der Pfeiler der Gewaltenteilung. 

C. Bessere Rechtsetzung 

Folgenabschätzung  
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Eine Folgenabschätzung ist nicht geplant. Die vorgeschlagene Initiative, eine Mitteilung der Kommission, birgt 
keine verbindlichen Verpflichtungen oder finanziellen Auswirkungen für die Mitgliedstaaten oder andere 
Interessenträger.  

Konsultationsstrategie  

Eine breit angelegte Konsultation und die Einbeziehung der Öffentlichkeit sind für die Ausarbeitung dieser Initiative 
entscheidend. Der Konsultationsprozess im zweiten und dritten Quartal 2025 zielt darauf ab, Erkenntnisse und 
Beiträge von Interessenträgern zu sammeln – ein besonderer Schwerpunkt liegt auf den ermittelten vorrangigen 
Bereichen.  

Der Prozess umfasst: 

• diese Aufforderung zur Stellungnahme sowie eine öffentliche Konsultation (über einen Zeitraum von zwölf 
Wochen), 

• eine Eurobarometer-Umfrage zur Demokratie, 

• Konsultationen der Mitgliedstaaten, auch im Rat, 

• einen gezielten Austausch mit dem Europäischen Parlament, dem Ausschuss der Regionen und dem 
Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss, 

• gezielte Konsultationen der wichtigsten Interessenträger in allen Politikbereichen der EU über 
Fokusgruppen und spezielle Fragebögen, 

• gezielte Konsultationen von europäischen, internationalen und nationalen Organisationen der 
Zivilgesellschaft und Menschenrechtsverteidigern, die sich für die Förderung und den Schutz der Werte 
der EU einsetzen, unter anderem über Kanäle wie die Grundrechteplattform der FRA, 

• den Austausch mit einschlägigen internationalen Organisationen (u. a. dem Europarat, dem Büro für 
demokratische Institutionen und Menschenrechte der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa und dem Amt des Hohen Kommissars für Menschenrechte). 

Die Konsultation wird erstens über die Social-Media-Kanäle der Kommission, zweitens durch die Übermittlung von 
Informationen an Projektbegünstigte und drittens über bestehende Plattformen (wie die Grundrechteplattform der 
FRA) verbreitet.  

Nach Abschluss der öffentlichen Konsultation wird auf der Website für diese Konsultation eine Faktenübersicht 
veröffentlicht. 

Zweck der Konsultation 

Ziel dieser Konsultation ist es,  

• Meinungen, Informationen und Analysen eines breiten Spektrums von Interessenträgern einzuholen,  

• die konkreten Herausforderungen, mit denen Organisationen der Zivilgesellschaft konfrontiert sind, zu 
verstehen und  

• mögliche Maßnahmen, die von der EU und ihren Mitgliedstaaten zur Bewältigung dieser 
Herausforderungen ergriffen werden sollten, zu ermitteln und auszuarbeiten. 

Darüber hinaus ist die Konsultation als transparentes und partizipatorisches Mittel zur Sammlung umfassender 
Perspektiven von Interessenträgern konzipiert, auf die sich die Kommission stützen kann, wenn sie spezifische 
Initiativen zum Schutz und zur Unterstützung von sowie zur Förderung der Zusammenarbeit mit Organisationen 
der Zivilgesellschaft und, ganz allgemein, zur Förderung günstiger Rahmenbedingungen vorschlägt. 

Adressaten 

Die Konsultation richtet sich an ein breites Spektrum von Interessenträgern, darunter Mitglieder der Öffentlichkeit, 
Organisationen der Zivilgesellschaft (die in den Mitgliedstaaten, auf EU-Ebene und international aktiv sind), 
nationale Menschenrechtsinstitutionen und Gleichstellungsstellen, nationale Behörden, Hochschulen, 
Jugendorganisationen, Medienvertreter*innen und internationale Organisationen. 

 


